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Allein leben im Alter …
… kann zu Isolation und Einsamkeit führen. Um 

dem vorzubeugen, hat der Freistaat Thüringen 

„agathe“ – ein Beratungs- und Lotsenangebot für 

 allein lebende Menschen ab 63 Jahren – entwickelt. 

Die Stiftung Landleben realisiert dies mit großem 

En gage ment in der Dorfregion Seltenrain, auch um 

das Leben in den kleinen Gemeinden in Schwung 

zu halten. Initiativen wie diese setzen schon jetzt um, 

was die EU gerade als Strategie für Generationen-

gerechtigkeit beschlossen hat. Dazu passt das Por-

trät einer Frau, die kurz vor der Rente noch einmal 

etwas ganz Neues beginnen wollte und sich zur 

 Seniorenbetreuerin hat ausbilden lassen. Betreuung, 

Beratung und Teilhabe sind das zentrale Thema der 

Oktober-Ausgabe des Magazins „Aktiv im Ruhe-

stand“.

Ein weiterer Beitrag schildert die Nöte von Ange-

hörigen und Betroffenen, die entstehen können, 

wenn Bundes- und Landesrecht einander blockie-

ren und die Pflege verteuern.

Auch zu Alltagshilfen, den notwendigen Vorbe-

reitungen für den eigenen digitalen Nachlass und 

zu weiteren interessanten Themen lesen Sie im 

neuen AiR.  ada
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Aktionstag

Pflegende Angehörige  
leisten unverzichtbare Arbeit
Dank allein reicht nicht. Wer pflegt, verdient 
 Respekt, konkrete politische Unterstützung – und 
finanzielle Anerkennung, fordert die dbb bundes-
seniorenvertretung.

Aus Anlass des Tages der 
pflegenden Angehörigen 
am 8. September 2026 wür-
digt die dbb bundessenio-
renvertretung den Einsatz 
jener Menschen, die Ange-
hörige zu Hause pflegen. 
Sie sichern einen großen 
Teil der Versorgung Pflege-
bedürftiger – meist unent-
geltlich, oft über Jahre hin-
weg und zusätzlich zu Beruf 
und häuslicher Arbeit.

„Pflegende Angehörige 
sind eine tragende Säule 
unseres Pflegesystems. Ih-
re besondere gesellschaft-

liche Leistung verdient 
mehr Wertschätzung, Ent-
lastung und finanzielle An-
erkennung“, erklärte der 
Chef der dbb senioren, 
Horst Günther Klitzing.

„Pflegende An- und Zuge-
hörige haben in Deutsch-
land keine Lobby. Deshalb 
kämpfen wir als dbb bun-
desseniorenvertretung im-
mer noch für die zugesagte 
Einführung einer steuer-
finanzierten Entgeltersatz-
leistung – bisher aufgrund 
klammer Kassen leider ver-
geblich“, so Klitzing.

Mit dem Pflegeneuord-
nungsgesetz könnte es 
nun noch schlimmer kom-
men: Es ist vorgesehen, 
auf dem Rücken der pfle-
genden Angehörigen zu 
sparen. „Die Rentenver-
sicherungsbeiträge für 
Pflegende sollen um 
30 Prozent gekürzt und 
die Verhinderungspflege 
künftig nur noch durch 
Fachkräfte erbracht wer-
den können. Das wäre ein 
Riesenfehler, der die häus-
liche Versorgung nach-
haltig schwächen und 
 Altersarmut begünstigen 
würde. Ich setze meine 
Hoffnung auf den neuen 
Bundesgesundheitsminis-
ter Carsten Linnemann, 
der Ende August angekün-
digt hat, die geplante 

 Kürzung der Rentenbei-
träge für pflegende Ange-
hörige zu korrigieren“, so 
der Seniorenchef.

Hintergrund: Der Tag der 
pflegenden Angehörigen 
wird in Deutschland jähr-
lich am 8. September be-
gangen. Er macht auf die 
zu oft wenig sichtbare 
Leistung von Menschen 
aufmerksam, die pflege-
bedürftige Angehörige zu 
Hause unterstützen oder 
die Hauptversorgung über-
nehmen. Rund 80 Prozent 
der Pflegebedürftigen 
werden in Deutschland zu 
Hause versorgt, häufig mit 
Unterstützung ambulanter 
Pflegedienste, teilweise 
aber auch allein durch An-
gehörige.

 _
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Altersarmut

Wohnungsverlust verhindern
Die Wohnungsnot im Alter steigt. Das hat die Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe e. V. 
(BAG W) in ihrem neuen Statistikbericht ermittelt.

Die Ende August veröffent­
lichte Erhebung BAG W 
zeigt, dass ältere Menschen 
zunehmend auf Hilfen in 
Wohnungsnotfällen an­
gewiesen sind. Gleichzei­
tig bleiben sie häufiger 
über lange Zeit wohnungs­
los und sind stärker von 
gesundheitlichen Belas­
tungen sowie sozialer Isola­
tion betroffen. Die BAG W 
fordert deshalb den Ausbau 
präventiver Hilfen  sowie 
mehr bezahlbaren und al­
tersgerechten Wohnraum.

Erstmals liegt der Schwer­
punkt der Statistik auf der 
Lebenslage Älterer in Woh­
nungsnot. Der auffälligste 
Befund: Der Anteil der über 
50­Jährigen ist von 21 Pro­
zent im Jahr 2004 auf nun 
27 Prozent gestiegen. Weil 
belastende Lebens­ und 
Wohnverhältnisse sowie 
gesundheitliche Pro bleme 
dazu führen, dass woh­
nungslose Menschen frü­
her altern als die Gesamt­
bevölkerung, gelten in der 
Wohnungsnotfallhilfe be­
reits Menschen ab 50 Jah­
ren wegen dieser soge­
nannten Voralterung als 
ältere Klienten und Klien­
tinnen.

Das tatsächliche Ausmaß 
von Wohnungsnot im Alter 
wird womöglich unter­
schätzt. Ein wesentlicher 
Grund: Ein Teil der älteren 
Betroffenen wird vom Sys­
tem der Altenhilfe aufge­
fangen und taucht dadurch 
gar nicht erst im Dokumen­
tationssystem zur Woh­

nungslosigkeit auf. Andere 
nehmen bestehende Hilfe­
angebote aus Unwissenheit 
oder aus Scham nicht in An­
spruch. Besonders auffällig 
ist, dass ältere Menschen, 
die bereits wohnungslos 
sind, deutlich seltener aus 
der Wohnungslosigkeit her­

ausfinden: 38 Prozent der 
über 50­Jährigen sind be­
reits seit mehr als einem 
Jahr wohnungslos, bei den 
25­ bis 49­Jährigen liegt die­
ser Anteil bei 27 Prozent.

Miet­ und Energieschul­
den zählen zu den häu­
figsten Auslösern eines 
Wohnungsverlustes. Viele 
leben von kleinen Renten 
oder Sozialleistungen, die 
mit den steigenden 
Wohnkosten kaum noch 
Schritt halten. Rund die 

Hälfte der älteren Woh­
nungslosen gilt als über­
schuldet. Hinzu kommen 
gesundheitliche Belastun­
gen: Ältere leiden deutlich 
häufiger unter chroni­

schen Erkrankungen und 
eingeschränkter Mobilität. 
16 Prozent besitzen einen 
Schwerbehindertenaus­
weis – mehr als doppelt 
so viele als in der Gruppe 
der 25­ bis 49­Jährigen. 
Gleichzeitig brechen im 
Alter häufiger soziale 
Netzwerke weg, sodass 
betroffene Menschen zu­
sätzlich von Isolation be­
troffen sind.

Wer die Wohnung verloren 
hat, braucht raschen Zu­
gang zu bezahlbarem und 
altersgerechtem Wohn­
raum. Gleichzeitig zeigen 
die Daten, dass sich ältere 
Menschen, denen der 
Wohnungsverlust droht, 
frühzeitiger an die Woh­
nungsnotfallhilfen wen­
den. Wohnungsverluste zu 
verhindern, muss deshalb 
Priorität haben, betonte 
die BAG W bei Veröffentli­
chung ihres Berichtes. Das 
erspare Betroffenen enor­
mes Leid und sei zugleich 
deutlich wirksamer und 
kostengünstiger, als Woh­
nungslosigkeit später zu 
bewältigen.

„Die geplante Wohngeld­
reform wird ältere Men­
schen besonders hart tref­
fen. Bereits heute ist jede 
zweite wohngeldbeziehen­
de Person Renterner*in. 
Die Kürzungen werden da­
zu führen, dass ein Drittel 
aller Wohngeldempfän­
ger*innen die Leistungen 
komplett verlieren“, erklärt 
Sabine Bösing, Geschäfts­
führerin der BAG W.
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Seminarangebot

Gemeinschaftlich wohnen
Wie man die Idee erklärt und Mitstreiter gewinnt.

Mehrfach hat „Aktiv im 
 Ruhestand“, etwa in AiR 
4/2024, über den langen 
Weg berichtet, den 
 beschreitet, wer eine 
 Alten-WG gründen oder 
ein Seniorenwohnprojekt 
realisieren will. Teilweise 
vergingen 15 Jahre von der 
Idee, im Alter selbstbe-
stimmt, aber nicht allein 

leben zu wollen, bis zum 
Einzug in ein Haus mit al-
tersgerechten Wohnungen 
und Gemeinschaftsflä-
chen. Um das zu ermögli-
chen, hatten Menschen 
Gleichgesinnte um sich ge-
schart, mit kommunalen 
Wohnungsbaugenossen-
schaften, Stadtverwaltun-
gen und Bauträgern ver-

handelt, Vereine gegründet, 
sich im Vereins-, Bau- und 
Mietrecht fortgebildet – 
und sich um Geldbeschaf-
fung gekümmert.

Um diesen mühseligen 
Weg abzukürzen, bietet 
das FORUM Gemeinschaft-
liches Wohnen e. V. im 
Herbst 2026 eine Seminar-

reihe für gemeinschaft-
liches Wohnen an, die sich 
nicht nur an öffentliche 
und soziale Träger, sondern 
auch an Interessierte und 
Initiativen wendet. Die 
 Seminare finden größten-
teils online statt und sind 
kostenpflichtig. 

 _
Mehr Informationen  
gibt es unter:  
t1p.de/seminare_ 
wohnprojekte.

Demografische Entwicklung

Die Basis bröckelt
Auch der innerhalb der vergangenen zehn Jahre leicht gestiegene Kinder-
anteil in Deutschland kann das demografische Grundproblem nicht lösen.

Wie das Statistische Bun-
desamt Mitte September 
mitteilte, lag der Bevölke-
rungsanteil von Kindern 

unter 14 Jahren in Deutsch-
land zum 31. Dezember 
2025 bei 10,8 Millionen 
oder 12,9 Prozent. Zwar 

ist der Kinderanteil bin-
nen zehn Jahren leicht ge-
stiegen: 2015 lag er bei 
 lediglich 12,3 Prozent oder 
10,1 Millionen. Im Zuge 
des demografischen Wan-
dels ist er in den letzten 
Jahrzehnten insgesamt 
 jedoch zurückgegangen. 
1975 waren auf dem heu-
tigen Bundesgebiet noch 
19,6 Prozent der Bevölke-
rung unter 14 Jahre alt, 
1995 immerhin noch 
15,1 Prozent.

Die Altersstruktur der Be-
völkerung in Deutschland 
weist starke regionale Un-
terschiede auf. In Baden-
Württemberg und Bremen 
war der Kinderanteil 2025 
mit jeweils 13,4 Prozent 
am höchsten, gefolgt von 
Hamburg und Bayern mit 
jeweils 13,2 Prozent. In 

Sachsen-Anhalt (11,2 Pro-
zent) sowie Mecklenburg-
Vorpommern und Thürin-
gen (jeweils 11,3 Prozent) 
war er am niedrigsten.

Mit dem Problem einer 
 immer kleiner werdenden 
Basis künftiger Beitrags-
zahler in die sozialen Si-
cherungssysteme steht 
Deutschland nicht allein 
da. Laut der europäischen 
Statistikbehörde Eurostat 
lag der Kinderanteil im EU-
Durchschnitt Ende 2024 
mit 13,3 Prozent über dem 
deutschen Anteil (12,9 Pro-
zent). Den höchsten Kin-
deranteil der EU weist mit 
17,0 Prozent Irland auf. Auch 
in Schweden (15,6 Prozent) 
und Frankreich (15,3 Pro-
zent) gab es überdurch-
schnittlich viele unter 
14-Jährige. Den geringsten 
Kinderanteil verzeichneten 
Italien (10,9 Prozent), Mal-
ta (11,3 Prozent) und Por-
tugal (11,7 Prozent).

 _
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Generationengerechtigkeit

Soziale Sicherheit für Jung und Alt
Generationengerechtigkeit als Leitprinzip in allen Politikbereichen: Der Europäische Wirtschafts- und 
Sozialausschuss (EWSA) hat auf seiner Plenartagung Ende September 2026 eine Stellungnahme zur 
neuen EU-Strategie für Generationengerechtigkeit verabschiedet. Was sich zukünftig ändern soll.

Aus Sicht des EWSA darf 
Generationengerechtigkeit 
nicht als Gegensatz zwi-
schen Jung und Alt ver-
standen werden. Es geht 
nicht nur um die Situation 
junger Menschen, sondern 
ausdrücklich auch um die 
Lebensbedingungen Älte-
rer. Politik müsse dafür 
sorgen, dass Chancen, Las-
ten und Schutzrechte fair 
zwischen den Generatio-
nen verteilt werden, heißt 
es in dem Forderungspa-
pier. Solidarität zwischen 
den Generationen sei ein 
Grundwert der Europäi-
schen Union und zugleich 
eine Voraussetzung für ge-
sellschaftlichen Zusam-
menhalt und demokrati-
sche Stabilität.

Für Ruheständlerinnen 
und Ruheständler beson-
ders bedeutsam ist die 
Forderung nach einem 
ausdrücklichen Schutz vor 
sozialem Rückschritt. 
Künftige Reformen in den 
Bereichen Renten, soziale 
Sicherung, Wohnen, 
 Pflege oder öffentliche 
Dienstleistungen dürften 
weder die Ungleichheit 
zwischen den Generatio-
nen vergrößern noch 
 unverhältnismäßige Be-
lastungen für ältere Men-
schen schaffen. Der EWSA 
spricht sich damit gegen 
eine Politik aus, die Ver-
besserungen für jüngere 
Generationen durch Ver-
schlechterungen für Seni-
orinnen und Senioren 
 finanzieren würde.

Ein Schwerpunkt der Stel-
lungnahme ist die Lang-
zeitpflege. Angesichts der 
demografischen Entwick-
lung fordert der Ausschuss 
den Ausbau hochwertiger, 
bezahlbarer und flächen-
deckend verfügbarer Pfle-
geangebote. Gesellschaft 
müsse Pflege  als zentrale 
Aufgabe verstehen. Beson-
deres Augenmerk legt der 
EWSA auf die Unterstüt-
zung pflegender Angehöri-
ger und auf die Aufwer-
tung der Pflegeberufe. Ziel 
sei es, dass ältere Men-
schen auch bei zunehmen-
dem Unterstützungsbedarf 
selbstbestimmt leben kön-
nen.

Große Bedeutung wird 
Dienstleistungen von all-
gemeinem Interesse zu-

gemessen. Dazu gehören 
Gesundheitsversorgung, 
Pflegeleistungen, soziale 
Dienste, Nahverkehr oder 
Verwaltungsangebote. 
 Diese müssten überall ver-
fügbar, bezahlbar und ver-
lässlich finanziert sein. Be-
sonders bemerkenswert ist 
die Forderung, öffentliche 
Leistungen auch künftig 
über nicht digitale Wege 
zugänglich zu halten. Die 
Digitalisierung dürfe nicht 
dazu führen, dass ältere 
Menschen von wichtigen 
Angeboten ausgeschlossen 
werden. Dies entspricht 
 den langjährigen Forderun-
gen des dbb.

Der Ausschuss spricht sich 
zudem für eine stärkere 
politische Beteiligung älte-
rer Menschen aus. Wäh-

rend in den vergangenen 
Jahren zahlreiche Beteili-
gungsinstrumente für Ju-
gendliche geschaffen wur-
den, sieht der Ausschuss 
Nachholbedarf bei den 
 älteren Generationen. 
 Seniorinnen und Senioren 
müssten als eigenständige 
gesellschaftliche Akteure 
anerkannt und bei politi-
schen Entscheidungen sys-
tematisch einbezogen wer-
den. Der Ausschuss fordert 
geeignete Beteiligungs-
strukturen auf europäi-
scher, nationaler und regio-
naler Ebene.

Zentral ist auch das Thema 
Wohnen. Der EWSA be-
trachtet die Wohnungsfra-
ge als generationenüber-
greifende Herausforderung. 
Neben bezahlbarem Wohn-
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Kranken- und Pflegeversicherung

Am falschen Ende gespart
Die Bundesregierung arbeitet an umfangreichen Refor-
men der sozialen Sicherungssysteme. Dabei belastet sie 
fast ausschließlich die Menschen in den entsprechenden 
Pflichtversicherungen Rente, Pflege (SPV) und Krankheit 
(GKV). Das sind mehr als 80 Prozent der Bevölkerung. 
Bei der Gesundheitsreform ist 
das bereits beschlossen, etwa die 
Absenkung von Leistungen beim 
Zahnersatz, die Erhöhung der Zu-
zahlungen bei Medikamenten, 
die Streichung des Hautkrebs-
screenings, die Kürzung der Ho-
norare bei den Psychotherapeu-
ten. Letzteres wird zu noch 
längeren Wartezeiten auf eine 
Behandlung führen, mit unkalku-
lierbaren Risiken für die Patien-
ten und auch für die Öffentlich-
keit. Vor der Pharmalobby ist die 
Regierung allerdings eingeknickt. 
Nachdem die Lobby drohte, Ar-
beitsplätze ins Ausland zu verla-
gern, wurde die Verdoppelung 
des Herstellerabschlages für 
 Medikamente von sieben auf 
14 Prozent zurückgenommen. 
Nun ist ein fixer Herstellerab-
schlag von 8,5 Prozent vorgese-
hen. Die Dynamisierung wurde 
ebenfalls gestrichen, um den pharmazeutischen Herstel-
lern „mehr Planungssicherheit zu geben“.

Überdies werden Beschäftigte und Arbeitgeber die Kran-
kenkosten der Bezieher von Grundsicherung über ihre 
Beiträge mitfinanzieren müssen (sogenannte versiche-
rungsfremde Leistungen). Daran ändert die nun vorge-
sehene Erhöhung dieses Zuschusses von ursprünglich 
250 Millionen Euro auf eine Milliarde Euro in 2027 und 
dann bis 2031 weiter steigend, wenig: Die Beitragszu-
schüsse decken auch weiterhin die Krankheitskosten für 
Grundsicherungsempfänger nicht vollumfänglich ab. Die 
Bundesregierung hätte sich die sogenannte GKV-Reform 
sparen können, hätte der Finanzminister, wie vom dbb-
Bundesvorsitzenden Volker Geyer gefordert, die Verant-
wortung für die versicherungsfremden Leistungen in 
Gänze übernommen. So lässt der Gesetzgeber weiterhin 
die Schröpfung der Krankenkassen zu, die sich das über 
höhere Beiträge von den Beitragszahlern zurückholen.

Seit der Einführung von Hartz IV unter Kanzler Schröder 
werden die Krankheitskosten vom Bund unter Verletzung 
des Konnexitätsprinzips mit einer nicht auskömmlichen 
Kopfpauschale erstattet (in 2026: 144,04 Euro). Seit 2005 

haben die Bundesregierungen damit die Beitragszahler 
um mehr als 200 Milliarden Euro gebracht! Endlich haben 
79 gesetzliche Krankenkassen eine umfassende Klage-
welle gegen die Bundesrepublik Deutschland auf den 
Weg gebracht. Sie fechten die Zuweisungsbescheide für 

2026 an, um gerichtlich eine ver-
fassungsgemäße Finanzierung 
aus Steuermitteln zu erzwingen.

Im Zusammenspiel von Bund 
und Ländern findet auf dem Ge-
biet des Krankenhauswesens ein 
weiteres Politikversagen statt. 
Schon heute klagen die Kranken-
häuser über chronische Unter-
finanzierung. Das neue Gesetz 
beinhaltet einen geringeren Aus-
gleich der Inflationskosten und 
zwingt sie, die Personalkosten 
zu senken. Am Ende dürfte der 
Fortbestand von 400 Kranken-
häusern gefährdet sein. Die 
Wahrheit ist aber auch: Deutsch-
land leistet sich zulasten der 
 Beitragszahler Bettenleerstand. 
Doch die meisten Ministerpräsi-
denten, die zuständigen Länder 
haben offensichtlich nicht das 
Rückgrat, eigentlich notwendige 

Hausschließungen durchzusetzen. Nordrhein-Westfalen 
zum Beispiel hat ungefähr so viele Einwohner wie die 
Niederlande. NRW hat circa 330 Krankenhäuser, Holland 
110. Die straffe Organisation des Gesundheitswesens 
dort führt nicht zu einer schlechteren Versorgung. Im 
Gegenteil. Niederländer werden im Durchschnitt an-
derthalb Jahre älter als ihre deutschen Nachbarn. Unter 
anderem weil Deutschland Milliarden für nicht benötig-
te Krankenhäuser ausgibt, steigen die Krankenkassen-
beiträge.

Auch beim Thema Pflegereform fehlt es Politikern an 
Standfestigkeit. Aus Angst vor einem Scheitern im Bun-
desrat wurde die Regelung, nach der künftig die Länder 
die Investitionskosten stationärer Pflegeeinrichtungen 
übernehmen sollten, wieder zurückgezogen. Wir spre-
chen hier über monatliche Belastungen von jeweils bis 
zu 750 Euro, die auch weiterhin auf die Heimbewohner 
abgewälzt werden, weil die Politik den Konflikt mit den 
Ländern scheut. Das ist schändlich und wird das Vertrau-
en in die politische Führung weiter untergraben.

Norbert Lütke, 
zweiter Vorsitzender der dbb bundesseniorenvertretung
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Wenn in dünn besiedelten Landkreisen die Bevölkerung überaltert, droht 
 Älteren und Hochaltrigen Isolation. In Thüringen hilft agathe.

Immer mehr Alte, immer 
weniger Junge, die nach­
folgen. Gerade in dünn be­
siedelten Gegenden drohen 
Ältere nicht nur zu verein­
samen, sondern auch von 
Beratung und medizinischer 
und pflegerischer Versor­
gung abgeschnitten zu 
werden. Deshalb unter­
stützt der Freistaat Thürin­
gen Landkreise und Kom­
munen dabei, älteren 
Menschen die Selbststän­
digkeit zu erhalten und sie 
vor Einsamkeit zu schützen.

Zum Beispiel im Unstrut­
Hainich­Kreis. Hier liegt 
der Nationalpark Hainich, 
der als Deutschlands größ­
ter zusammenhängender 
Laubwald gilt und Teil der 
UNESCO­Weltnaturerbe­
Liste ist. Nicht nur Biber 
und Wölfe leben hier, 
 sondern auch die extrem 
seltenen Wildkatzen und 
Luchse. Mit rund 102 bis 
105 Einwohnerinnen und 
Einwohnern je Quadrat­
kilometer ist der Unstrut­

Hainich­Kreis deutlich dün­
ner besiedelt als Thüringen 
insgesamt mit 131 Ein­
wohnern. Durchschnittlich 
leben in Deutschland rund 
234 Einwohnerinnen und 
Einwohner pro Quadratki­
lometer. Zugleich gehören 
rund 28 Prozent der Bevöl­
kerung des Landkreises zur 
Altersgruppe ab 65 Jah­
ren – deutlich mehr als im 
Bundesdurchschnitt mit 
23 Prozent. Laut Zensus 
waren 2022 von den etwa 
94 600 Menschen im Kreis 
rund 8 200 Menschen älter 
als 80 Jahre. Das bundes­
weite Durchschnittsalter 
lag 2024 bei 44,9 Jahren; in 
Thüringen bei 47,9 Jahren. 
Im Unstrut­Hainich­Kreis 
jedoch sind die Menschen 
fast 51 Jahre.

 < agathe beugt 
Einsamkeit vor

Die Verbindung aus hoher 
Alterung und ländlich ge­
streuter Siedlungsstruktur 
erhöht den Bedarf an auf­

suchenden, wohnortnahen 
Angeboten wie agathe. 
Das ist ein Thüringer Lan­
desprogramm gegen Ein­
samkeit im Alter. Der Name 
steht für „Älter werden in 
der Gemeinschaft – Thürin­
ger Initiative gegen Einsam­
keit“. agathe ist kommunal 
verankert, kostenfrei und 
versteht sich als aufsuchen­
des Beratungs­ und Lotsen­
angebot. Es soll die etwa 
214 000 Thüringer und Thü­
ringerinnen ab 63 Jahren, 
die allein zu Hause wohnen, 
niedrigschwellig erreichen, 
beraten und mit passenden 
Angeboten in ihrem Wohn­
umfeld verknüpfen. Das 
Angebot richtet sich vor al­
lem an jene, die sich mehr 
Austausch, Unterstützung 
oder Orientierung wün­
schen, aber nicht unbe­
dingt schon pflegebedürf­
tig sind. agathe ist nicht 
dazu gedacht, zu reagieren, 
wenn Einsamkeit, Überfor­
derung oder Pflegebedürf­
tigkeit bereits stark ausge­
prägt sind, sondern soll 

frühzeitig soziale Teilhabe 
und Unterstützung ermög­
lichen.

Qualifizierte Fachkräfte 
klären gemeinsam mit den 
Betroffenen, was im Alltag 
fehlt, welche Angebote 
tatsächlich passen und 
wie die Teilnahme prak­
tisch gelingen kann. Dabei 
geht es um Zugang zu Be­
gegnungsangeboten wie 
Seniorentreffs und Be­
suchsdiensten, zu Kultur­, 
Bildungs­, Sport­ und Be­
wegungsangeboten, eh­
renamtlichen Initiativen 
oder zu Unterstützungs­
angeboten wie Hilfen im 
Haushalt. Wenn besonde­
re Fragen etwa zu Woh­
nen, Gesundheit oder 
 sozialer Absicherung be­
stehen, wird auch der 
 Kontakt zu weiteren Bera­
tungsstellen hergestellt. 
agathe setzt dabei auf 
vorhandene Strukturen 
wie Ehrenamtsnetzwerke, 
Besuchsdienste oder auch 
Quartiersarbeit und stärkt 
deren Zusammenarbeit. 
Ausdrückliches Ziel ist es, 
die Lebensqualität zu stär­
ken, steigenden Pflege­

 < Gesundheitskiosk in Blankenburg

©
 S

ti
ft

un
g 

Ba
uk

ul
tu

r T
hü

ri
ng

en
/I

BA
 T

hü
ri

ng
en

, F
ot

o:
 T

ho
m

as
 M

ül
le

r (
2)

Teilhabe

Mit Rat und Tat vor Ort

14

Aktiv im Ruhestand

> AiR | Oktober 2026

T
it

e
lt

h
e

m
a



bedarf zu verhindern oder 
hinauszuzögern und den 
Betroffenen möglichst lan­
ge ein selbstständiges Le­
ben im vertrauten Wohn­
umfeld zu ermöglichen.

agathe wird im Wesent­
lichen durch Zuschüsse des 
Freistaats Thüringen finan­
ziert; Landkreise und Kom­
munen tragen einen Eigen­
anteil. Es gibt in mehreren 
Bundesländern vergleich­
bare Ansätze. agathe 
zeichnet jedoch aus, dass 
Thüringen auf Landes­
ebene ein ausdrücklich auf 
alleinlebende ältere Men­
schen ausgerichtetes, auf­
suchendes Beratungspro­
gramm mit kommunaler 
Umsetzung aufgebaut hat. 
Und es behandelt Einsam­
keit nicht nur als individu­
elles Problem, sondern als 
kommunale Aufgabe der 
sozialen Infrastruktur.

 < Die Stiftung Landleben

Besonders wichtig für den 
ländlich geprägten Un­
strut­Hainich­Kreis, der et­
wa in der Mitte Deutsch­
lands liegt, ist der Mix aus 
aufsuchender Beratung, 
mobilen Angeboten, Ge­
sundheitskiosken und Lot­
senfunktionen. Hier ist die 
Stiftung Landleben – Mot­
to: „Wir gestalten unsere 
Heimat“ – die vom Land­
kreis beauftragte Umset­
zungs­ und Koordinierungs­
stelle von agathe in den 
Kommunen. Der Kreis 
trägt die Gesamtsteue­
rung des Landespro­
gramms vor Ort; die 
 Stiftung organisiert die 
praktische Arbeit und be­
schäftigt die agathe­Fach­
kräfte.

Aber die agathe­Arbeit ist 
nur ein Teil des breiten re­
gionalen Ansatzes der Stif­
tung: In der Dorfregion 

 Seltenrain, die auch die 
Dörfer Kirchheilingen, 
Sundhausen, Tottleben 
 sowie Blankenburg, Bruch­
stedt und Urleben um­
fasst, verbindet sie Bera­
tung, Mobilität, Pflege, 
Wohnen und soziale Be­
gegnung.  Gegründet wur­
de die  Stiftung Landleben 
2010 auf Initiative von vier 
Gemeinden und der Agrar­
genossenschaft e.G. Kirch­
heilingen. Leitgedanke sei 
damals die  Erkenntnis ge­
wesen: „Wir müssen uns 
selbst um die Entwicklung 
der Region kümmern“, er­
innert sich Thomas Mörs­
tedt, stellvertretender 
Stiftungsvorstand und 
Freiwilligen­Manager der 
Freiwilligenagentur „Frag 
ALEX!“, im  Videocall.

Immer wieder in den ver­
gangenen 14 Jahren hat die 
Stiftung Impulse gesetzt, 
um die Dörfer lebendig zu 
erhalten: So wurden zehn 
altersgerechte Wohnhäu­
ser gebaut und an ältere 
Menschen der Region ver­
mietet, um ihnen zu er­

möglichen, weiter in der 
vertrauten dörfl ichen 
 Umgebung zu wohnen. In 
Kirchheilingen konnte eine 
Grundschule eröffnet und 
im Jahr 2022 in vier Dörfern 
Gesundheitskioske errich­
tet werden, die als Bera­
tungs­ und Begegnungs­
orte dienen.

„Wir wollen gerne die 
 Dörfer mitnehmen“, un­
terstreicht Mörstedt, und 
seine Kollegin Carolin 
 Anders, die die Arbeit des 
agathe­Programmes für 
die Stiftung koordiniert, 
erzählt davon, was auf der 
Grundlage von Freiwilli­
genarbeit ermöglicht wird: 
So gibt es in den Dörfern 
Kaffeeklatschrunden und 
einen Fahrservice für jene, 

die nicht mehr mobil sind. 
Angefangen habe das 
2015 mit einer Fahrt zu ei­
nem großen Supermarkt. 
Inzwischen sei daraus ein 
regelmäßiges, kostenloses, 
ehrenamtliches Angebot 
geworden. In zwei Klein­
bussen und einem Pkw 

würden Menschen etwa 
50­ bis 60­mal pro Woche 
zum Arzt im Nachbardorf, 
zum Einkaufen oder viel­
leicht auch nur zur Friseu­
rin gefahren und wieder 
nach Hause gebracht. 

 < Gesundheitskioske

Die Gesundheitskioske in 
Kirchheilingen, Bruchstedt, 
Urleben und Blankenburg, 
die an die Stelle zentral 
 gelegener Bushäuschen 
gesetzt worden sind, sind 
inzwischen über den Land­
kreis hinaus bekannt. Ob­
wohl lediglich 25 Quadrat­
meter groß, sind sie mit 
architektonischem Ehrgeiz 
entworfen und von regio­
nalen Handwerksbetrieben 
überwiegend in Holzbau­
weise errichtet worden. 
Sie sehen allesamt ähnlich 
aus, sind aber an den je­
weiligen Standort ange­
passt und fügen sich gut 
in die einzelnen Dörfer 
ein. Jeder  Kiosk hat einen 
Beratungsraum, einen 
Wartebereich für den Bus 
und eine Toilette. Und vor 
dem Gebäude gibt es 
Sitzgelegen heiten, Lade­
stationen für E­Bikes, Ge­
meinschaftsbeete, zeit­
weise Verkaufsflächen für 
regionale Produkte und 
kostenloses WLAN. So 
entstehen Orte für Hilfe, 
Austausch und Begeg­
nung auf kleiner Fläche. 
Der Mut der Stiftung, das 
anzustoßen, wird nun be­
lohnt: Das Projekt wird 
mit dem Thüringer Staats­
preis für Baukultur 2026 
ausgezeichnet.

Auch die eigentliche Be­
ratungsarbeit, die Anders 
und ihre agathe­Kollegin­
nen teils in den Kiosken 
machen, trägt Früchte: 
„Wir haben im vergange­
nen Jahr etwa 2 000 Fälle 
betreut.“ ada

 < Urleben: Eröffnung des ersten Gesundheitskiosks der Stiftung 
Landleben in Kooperation mit der  Internationalen  Bauausstellung 
Thüringen IBA
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